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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1960 

AB — 31109 — 4288/60 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 28. Januar 1960 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland betreffend die Be- 
handlung von Versicherungsverträgen sowie 
Spezialrückversicherungs- und Generalrück- 
versicherungsverträgen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und englischer 
Sprache sowie eine Denkschrift sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdrudterei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 28. Januar 1960 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
betreffend die Behandlung von Versicherungsverträgen 
sowie Spezialrückversicherungs- und Generalrückversicherungsverträgen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 28. Januar 1960 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
betreffend die Behandlung von Versicherungsver- 
trägen sowie Spezialrückversicherungs- und General- 
rückversicherungsverträgen wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel VII Satz 3 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlinklausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel VII Satz 3 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland 
betreffend die Behandlung von Versicherungsverträgen 
sowie Spezialrückversicherungs- und Generalrückversicherungsverträgen 

Agreement 

between the Government of the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
and the Government of the Federal Republic of Germany 
Concerning Contracts of Insurance 
and Contracts and Treaties of Reinsurance 


DIE REGIERUNG 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REGIERUNG 

DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND 

sind im HINBLICK darauf, daß die Vertreter der Ver- 
sicherer ihrer Länder sich auf die Bestimmungen des An- 
hangs zu diesem Abkommen geeinigt haben, 

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel I 

Nach Maßgabe des Artikels II gilt dieses Abkommen 
für folgende, dem deutschen Recht odei dem in irgend- 
einem Teil des Vereinigten Königreichs geltenden Recht 
unterliegende Versicherungsverträge sowie Rückversiche- 
rungs- und Generalrückversicherungsverträge, welche 
zwischen natürlichen oder juristischen Personen geschlos- 
sen worden sind, die infolge des Krieges zwischen dem 
Vereinigten Königreich und dem Deutschen Reich, der 
am 3. September 1939 begann und am 9. Juli 1951 endete, 
Feinde wurden: 

1) Im Vereinigten Königreich geschlossene Versiche- 
rungsverträge, 

i) bei denen eine der Vertragsparteien ein in 
Deutschland oder nach deutschem Recht in be- 
liebiger Rechtsform errichteter Versicherer war, 
oder 

ii) bei denen eine der Vertragsparteien ein in 
irgendeinem Teil des Vereinigten Königreichs, 
Australien, Kanada (einschließlich Neufundlands), 
Neuseeland, der Südafrikanischen Union oder 
Hongkong oder nach dort geltendem Recht in 
beliebiger Rechtsform errichteter Versicherer und 
die andere Vertragspartei eine in Deutschland 
ansässige natürliche oder in Deutschland an- 
sässige oder nach deutschem Recht in beliebiger 
Rechtsform errichtete juristische Person, aber 
kein Versicherer, war. 

2) Im Vereinigten Königreich geschlossene Spezial- 
rückversicherungs- oder Generalrückversicherungs- 
verträge, bei denen eine der Vertragsparteien ein 
in irgendeinem Teil des Vereinigten Königreichs, 
Australien, Kanada (einschließlich Neufundlands), 


THE GOVERNMENT OF THE UNITED KINGDOM 
OF GREAT BRITAIN AND NORTHERN IRELAND 

and 

THE GOVERNMENT 

OF THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY; 

HAVING REGARD to the fact that the representatives 
of the insurers of their respective. countries have agreed 
that the provisions of the Annex to this Agreement shall 
form the basis of such an Agreement: 

HAVE AGREED AS FOLLOWS:— 

Article I 

Except as provided in Article II hereof the present 
Agreement applies to the following contracts of insur- 
ance and contracts and Treaties of reinsurance the 
proper law of which is either German law or the law of 
any part of the United Kingdom and which were made 
between natural or juridical persons who subsequently 
became enemies as the result of the war between the 
United Kingdom and the German Reich which began on 
the 3rd of September, 1939 and ended on the 9th of 
July, 1951: 

1. Contracts of insurance concluded in the United 
Kingdom, 

(i) One of the parties to which was an insurer con- 
stituted or incorporated in, or under the laws 
of, Germany, or 

(ii) One of the parties to which was an insurer con- 
stituted or incorporated in, or under the laws 
of, any part of the United Kingdom, Australia, 
Canada (including Newfoundland), New Zealand, 
Union of South Africa or Hong Kong, and the 
other party to which was a person, other than 
an insurer, resident in or constituted or incor- 
porated in, or under the laws of, Germany; 


2. Contract or treaties of reinsurance concluded in 
the United Kingdom, one of the parties to which 
was an insurer constituted or incorporated in, or 
under the laws of, any part of the United Kingdom, 
Australia, Canada (including Newfoundland), New 
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Neuseeland, der Südafrikanischen Union oder Hong- 
kong oder nach dort geltendem Recht in beliebiger 
Rechtsform errichteter Versicherer und die andere 
Vertragspartei ein in Deutschland oder nach deut- 
schem Recht in beliebiger Rechtsform errichteter 
Versicherer war. 

3) In Deutschland geschlossene Versicherungsverträge, 
bei denen eine der Vertragsparteien 

i) ein in irgendeinem Teil des Vereinigten König- 
reichs oder nach dort geltendem Recht in be- 
liebiger Rechtsform errichteter Versicherer oder 

ii) eine in irgendeinem Teil des Vereinigten König- 
reichs ansässige natürliche oder dort ansässige 
oder nach dort geltendem Recht in beliebiger 
Rechtsform errichtete juristische Person war. 

4) In Deutschland geschlossene Spezialrückversiche- 
rungs- und Generalrückversicherungsverträge, bei 
denen eine Vertragspartei ein in irgendeinem Teil 
des Vereinigten Königreichs oder nach dort gelten- 
dem Recht in beliebiger Rechtsform errichteter Ver- 
sicherer war. 

5) In anderen Ländern als Deutschland oder dem Ver- 
einigten Königreich geschlossene Versicherungs- 
sowie Spezialrüdcversicherungs- und Generalrück- 
versicherungsverträge (mit Ausnahme von in Öster- 
reich geschlossenen Verträgen oder Generalverträgen, 
die dem in irgendeinem Teil des Vereinigten König- 
reichs geltenden Recht unterliegen), bei denen eine 
der Vertragsparteien entweder ein in irgendeinem 
Teil des Vereinigten Königreichs oder nach dort 
geltendem Recht in beliebiger Rechtsform errichteter 
Versicherer oder eine in irgendeinem Teil des Ver- 
einigten Königreichs ansässige natürliche oder dort 
ansässige oder nach dort geltendem Recht in be- 
liebiger Rechtsform errichtete juristische Person und 
die andere Vertragspartei eine in Deutschland an- 
sässige natürliche oder dort ansässige oder nach 
deutschem Recht in beliebiger Rechtsform errichtete 
juristische Person, Versicherer einbegriffen, war. 

Artikel II 

Dieses Abkommen gilt nicht für Versicherungsverträge 
oder Spezialrückversicherungs- oder Generalrückversiche- 
rungsverträge, bei denen eine der Vertragsparteien eine 
in Deutschland ansässige natürliche oder dort ansässige 
oder nach deutschem Recht in beliebiger Rechtsform er- 
richtete juristische Person, Versicherer einbegriffen, ist; 
es sei denn, daß diese Person im Falle einer natürlichen 
Person in der Bundesrepublik Deutschland oder im Land 
Berlin ansässig ist oder im Falle einer juristischen Person 
dort ihren Hauptsitz hat. 

Artikel III 

In diesem Abkommen bezeichnet der Ausdruck „Deutsch- 
land" das Hoheitsgebiet des Deutschen Reichs am 31. De- 
zember 1937, der Ausdruck „Österreich" das Hoheits- 
gebiet der Republik Österreich am 31. Dezember 1937 und 
umfaßt der Ausdruck „Versicherer" auch den Rückver- 
sicherer und der Ausdruck „ein in irgendeinem Teil des 
Vereinigten Königreichs oder nach dort geltendem Recht 
in beliebiger Rechtsform errichteter Versicherer" auch ein 
Mitglied von Lloyd's oder irgendeines anderen vom 
Board of Trade anerkannten Zusammenschlusses gewerbs- 
mäßiger Versicherer. 

Artikel IV 

Die in Artikel I dieses Abkommens näher bezeichneten 
Verträge werden nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Anhangs zu diesem Abkommen behandelt. 


Zealand, Union of South Africa or Hong Kong and 
the other party to which was an insurer constituted 
or incorporated in, or under the laws of, Germany; 


3. Contracts of insurance concluded in Germany one 
of the parties to which was, 

(i) an insurer constituted or incorporated in, or 
under the laws of, any pari of the United King- 
dom, or 

(ii) a person who was resident in or constituted or 
incorporated in, or under the laws of, any part 
of the United Kingdom; 

4. Contracts or treaties of reinsurance concluded in 
Germany, one of the parties to which was an 
insurer constituted or incorporated in, or under the 
laws of, any part of the United Kingdom; 


5. Contracts of insurance and contracts and treaties of 
reinsurance concluded elsewhere than in Germany 
or the United Kingdom (other than contracts or 
treaties concluded in Austria and of which the law 
of any part of the United Kingdom is the proper 
law) one of the parties to which was either an in- 
surer constituted or incorporated in, or under the 
laws of, any part of the United Kingdom or a person 
who was resident in or constituted or incorporated 
in, or under the laws of, any part of the United 
Kingdom and the other party to which was a person, 
including an insurer, resident in or constituted or 
incorporated in, or under the laws of, Germany. 


Article II 

This agreeinent shall not apply to any contracts of 
insurance or contracts or treaties of reinsurance one of 
the parties to which is a person, including an insurer, 
resident in or constituted or incorporated in, or under 
the laws of, Germany unless such person, being an indi- 
vidual, is resident in or, being a body of persons, or 
juridical persons, has its principal seat in the Federal 
Republic of Germany or Land Berlin. 


Article III 

In this agreement the expression "Germany" shall be 
taken to niean the territory comprised in the German 
Reich on the 31 st of December, 1937, the expression 
"Austria" shall be taken to mean the territory comprised 
in the Republic of Austria on the 31 st of December, 1937, 
the expression "insurer" includes reinsurer, and the 
expression "insurer constituted or incorporated in, or 
under the laws of, any part of the United Kingdom" 
includes a member of Lloyd’s or any other body of 
Underwriters approved by the Board of Trade. 


Article IV 

The contracts and treaties specified in Article 1 of the 
present Agreement shall be dealt with in accordance 
with the provisions of the Annex to this Agreement. 
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Artikel V 

Die Bestimmungen dieses Abkommens und des dazu- 
gehörigen Anhangs lassen die Zahlungen unberührt, die 
bereits auf Grund der Vorschriften der britischen Feind- 
vermögens-Gesetzgebung an den Treuhänder für Feind- 
vermögen geleistet worden sind. 

Artikel VI 

Wird es nach Inkrafttreten dieses Abkommens für rat- 
sam erachtet, seinen Geltungsbereich auf irgendeines der 
Gebiete auszudehnen, für deren internationale Beziehun- 
gen die Regierung des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland verantwortlich ist, so gilt 
dieses Abkommen von dem Tage an und in der Weise, 
die in dem Notenwechsel zur Bewirkung einer solchen 
Ausdehnung angegeben sind, als auf diese Gebiete an- 
wendbar. 

Artikel VII 

Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Der Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden findet baldmöglichst in 
London statt. Dieses Abkommen tritt drei Monate nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel VIII 

Dieses Abkommen gilt auch im Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland innerhalb von drei Mo- 
naten nach Austausch der Ratifikationsurkunden eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be- 
vollmächtigten Unterzeichneten dieses Abkommen unter- 
zeichnet. 

GESCHEHEN zu Bonn am 28. Januar 1960 in zwei Ur- 
schriften in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland: 
A. H. van Scherpenberg 


Für die 

Regierung des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland: 

James A. M. Marjoribanks 


Article V 

The provisions of this Agreement and of the Annex 
thereto shall be without prejudice to the payment of any 
monies already made to a Custodian of Enemy Property 
pursuant to the provisions of the Trading with the 
Enemy legislation in the United Kingdom. 

Article VI 

If, after the entry into force of the present Agreement, 
it is considered advisable to extend its provisions to any 
of the territories for the international relations of which 
the Government of the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland are responsible, the provisions of 
this Agreement shall be deemed to apply to such terri- 
Lories from the date and in the manner described in the 
Notes to be exchanged for the purpose of effecting such 
extension. 

Article VII 

The present Agreement shall be ratified. The exdiange 
of instruments of ratification, shall take place at London 
as soon as possible. The Agreement shall enter into 
force three months after the exchange of the instruments 
of ratification. 

Article VIII 

The present Agreement shall also apply in the Land 
Berlin unless the Government of the Federal Republic of 
Germany make a declaration to the contrary to the 
Government of the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland within three months after the exchange 
of the instruments of ratification. 

IN WITNESS THEREOF the undersigned being duly 
authorised thereto, have signed the present Agreement. 


DONE in duplicate at Bonn this 28th day of January 1960 
in English and German, both texts being equally authori- 
tative. 


For the 

Government of the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland: 

James A. M. Marjoribanks 


For the 

Government of the Federal Republic of Germany: 
A. fl. van Scherpenberg 
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Anhang 

Annex 


TEIL I 

Versicherungsverträge sowie Spezial - 
rückversicherungs- und Generalrückversicherungs- 
verträge, die nicht beendigt waren, bevor die 
Vertragsparteien Feinde wurden 

1. Versicherungs- und Rückversicherungs vertrage sind 
in Übereinstimmung mit den folgenden Bestimmungen zu 
behandeln. 

Versicherung und Rückversicherung (außer Leben) 

2. Versicherungsverträge außer Transport- und Luft- 
fahrtversicherung werden als durch den Ausbruch des 
Krieges oder durch die Tatsache, daß die Vertragspar- 
teien Feinde wurden, nicht aufgelöst angesehen, voraus- 
gesetzt, daß 

(a) die Risikoübernahme wirksam geworden war, 
bevor die Vertragsparteien Feinde wurden, und 

(b) der Versicherte innerhalb von 6 Monaten nach 
dem Tag des Versicherungsbeginns oder nach 
dem Fälligkeitstag, wenn ein solcher besonders 
angegeben ist, alle als Prämie oder Entgelt für 
das Wirksamwerdpn oder Y/irkaumuieiuen der 
Versicherung in Übereinstimmung mit dem Ver- 
trag geschuldeten Gelder gezahlt hatte. 

3. Transport- und Luftfahrtversicherungsverträge wer- 
den als durch den Ausbruch des Krieges oder durch die 
Tatsache, daß die Vertragsparteien Feinde wurden, nicht 
aufgelöst angesehen, vorausgesetzt, daß 

(a) die Risikoübernahme wirksam geworden war, 
bevor die Vertragsparteien Feinde wurden, und 

(b) der Versicherte vor dem Tag, an welchem die 
Vertragsparteien Feinde wurden, alle als Prämie 
oder Entgelt für das Wirksamwerden oder Wirk- 
sambleiben der Versicherung in Übereinstim- 
mung mit dem Vertrag geschuldeten Gelder ge- 
zahlt hatte. 

4. Falls der Versicherte die unter Ziffer 2 (b) oder 3 (b) 
erwähnte Zahlung nur für einen Teil der Vertragszeit 
geleistet hatte, wird der Vertrag als nur für den Teil der 
Vertragszeit in Kraft gewesen angesehen, für den eine 
solche Prämie oder ein solches Entgelt gezahlt worden 
war. 

5. Andere Versicherungsverträge als die, die auf Grund 
der vorstehenden Ziffern in Kraft bleiben, werden als 
nicht zustande gekommen angesehen, und auf Grund sol- 
cher Verträge gezahlte Gelder sind zurückzuerstatten. 

6. (a) Wenn eine Versicherung während des Krieges 

von dem ursprünglichen Versicherer auf einen 
anderen Versicherer übertragen oder voll rück- 
versichert worden ist, so wird die Übertragung 
oder Rückversicherung anerkannt, gleichgültig, 
ob sie freiwillig oder durch Verwaltungs- oder 
Gesetzgebungsakt erfolgt ist, und die Haftung 
des ursprünglichen Versicherers wird als mit dem 
Tag der Übertragung oder der Rückversicherung 
erloschen angesehen. Wenn eine Versicherung 
während des Krieges teilweise rückversichert 
worden ist, wird die Rückversicherung, falls der 
britische Versicherer dies wünscht, ebenfalls an- 
erkannt. Der ursprüngliche Versicherer ist be- 
rechtigt, volle Auskunft über die Bedingungen 
der Übertragung oder Rückversicherung zu ver- 
langen; wenn sich herausstellt, daß diese Be- 
dingungen unbillig waren, so sind sie, soweit 
die Billigkeit es erfordert, zu ändern. 


PART I 

Contracts of Insurance and Contracts and Treaties 
ol Reinsurance which had not Terminated before 
the Parties Became Enemies 

1. Contracts of Insurance and Reinsurance shall be 
dealt with in accordance with the following clauses. 

Insurance and Reinsurance (other than Life) 

2. Contracts of Insurance other than Marine and 
Aviation Insurance shall be deemed not to have been 
dissolved by the outbreak of war, or by the fact of the 
parties becoming enemies, provided that. 

(a) the risk had attached before the parties became 
enemies and, 

(b) the Insured had paid within six months from 
the date of the inception of the Insurance or 
from the due date where such date is specially 
indicated, all moneys owed by way of premium 
or consideration for effecting or keeping effective 
the insurance in accordance with the contract. 

3. Contracts of Marine and Aviation Insurance shall be 
deemed not to have been dissolved by the outbreak of 
war or by the fact of the parties becoming enemies, 
provided that 

(a) the risk had attached before the parties became 
enemies, and 

(b) the Insured had paid before the date at which 
the parties became enemies all moneys due by 
way of premium or consideration for effecting or 
keeping effective the Insurance in accordance 
with the contract. 

4. In the event of the Insured having made the payment 
referred to in Clauses 2 (b) or 3 (b) above in respect of 
part only of the period for which the contract was ef- 
fected, than the contract shall be deemed to have been in 
force for that part only of its period for which such 
premium or consideration had been paid. 

5. Contracts of Insurance other than those remaining 
in force under the preceding Clauses shall be deemed 
not to have come into existence and any moneys paid 
thereunder shall be returnable. 

6. (a) Where an Insurance has been transferred during 

the war from the original to another Insurer, or 
has been wholly reinsured, the transfer or rein- 
surance shall, whelher effected voluntarily or by 
administrative or legislative action, be recognised 
and the liability of the original Insurer shall be 
deemed to have ceased of from the date of the 
transfer or Reinsurance. Where an Insurance has 
been partly reinsured during the war, the Rein- 
surance shall, if the British Insurer so elects, 
also be recognised. The original Insurer shall be 
entitled to receive on demand full Information as 
to the terms of the transfer or Reinsurance, and 
if it should appear that these terms were not 
equitable, they shall be amended so far as may 
be necessary to render them equitable. 
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(b) Der Versicherte ist, vorbehaltlich der Zustim- 
mung des ursprünglichen Versicherers, berech- 
tigt, den Vertrag mit Wirkung vom Tage der 
Stellung eines diesbezüglichen Antrags durch 
den Versicherten an auf den ursprünglichen Ver- 
sicherer zurückzuübertragen. 

(c) Für die am Tag der Übertragung oder der Rück- 
versicherung oder Rückübertragung der ursprüng- 
lichen Versicherung noch nicht abgelaufene Ver- 
tragszeit hat die von der Verpflichtung befreite 
Vertragspartei an die Vertragspartei, die die 
Verpflichtung für die nicht abgelaufene Vertrags- 
zeit übernimmt, eine angemessene Prämie zu 
zahlen. 

7. Generalrückversicherungs- und Spezialrückversiche- 
rungsverträge werden (wenn im folgenden nicht aus- 
drücklich anders bestimmt) als mit dem Tag, an dem die 
Vertragsparteien Feinde wurden, beendigt angesehen; 
alle auf Grund solcher Verträge erfolgten Zessionen sind 
mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an aufgehoben, und 
der Rückversicherer ist, soweit im nachstehenden nicht 
etwas anderes bestimmt ist, von jeder Haftung für an 
oder nach diesem Zeitpunkt eingetretene Schäden befreit. 

Jedoch mit der Maßgabe, daß Zessionen von Reise- 
versicherungen bei denen unter einem Transport-General- 
rückversicherungsvertrag oder einem Transport-Spezial- 
rückversicherungsvertrag das versicherte Risiko begonnen 
hatte, bis zu ihrem natürlichen Ablauf gemäß den Be- 
dingungen, zu welchen das Risiko zediert worden war, 
voll wirksam bleiben. 

8. Vorbehaltlich aller in dem Generalrückversicherungs- 
oder Rückversicherungsspezialvertrag enthaltenen aus- 
drücklichen Bestimmungen oder mangels einer Einigung 
zwischen den Vertragsparteien über die Art der Abrech- 
nung werden im Verhältnis der in Betracht kommenden 
Zeit alle verdienten Prämien dem Rückversicherer und 
alle nicht verdienten Prämien vom Rückversicherer gut- 
gebracht. 

9. Schadens-Exzedenten-Rückversicherungs vertrüge 
(außer solchen auf „Quotenbasis") werden als an dem 
Tag, an dem die Vertragsparteien Feinde wurden, be- 
endet angesehen. Prämien einschließlich Mindestprämien 
werden im Verhältnis der in Betracht kommenden Zeit 
berichtigt; soweit im Vertrag die ursprüngliche Prämien- 
einnahme des Rückversicherten als Berichtigungsgrund- 
lage vorgesehen war, ist die ursprüngliche Prämienein- 
nahme hinsichtlich des dem Tage, an dem die Vertrags- 
parteien Feinde wurden, vorangehenden Zeitraums zu- 
grunde zu legen. 

Schadens-Exzedenten-Rückversicherungsver träge auf 
Schadensquotenbasis werden als nicht zustande gekom- 
men angesehen, und auf Grund solcher Verträge gezahlte 
Gelder sind zurückzuerstatten. Jedoch mit der Maßgabe, 
daß solche Verträge, wenn sie zur Versicherung von 
Ernten gegen Hagelschäden eingegangen wurden und die 
erste Prämie rechtzeitig und bevor die Vertragsparteien 
Feinde wurden, gezahlt war, als für die gesamte Dauer 
der Hagelsaison des Jahres 1939 voll wirksam angesehen 
werden, jedoch mit der Einschränkung, daß an oder nach 
dem 3. September 1939 eingetretene Verluste für die 
Zwecke der demgemäß vorgenommenen Berechnung nicht 
in Anrechnung gebracht werden. 

Quotengeneralverträge, die zur Versicherung von Ern- 
ten gegen Hagelschäden eingegangen wurden, werden 
als nicht zustande gekommen angesehen, es sei denn, daß 
ausreichender Beweis für das Vorliegen eines endgültigen 
Angebots und einer endgültigen Annahme seitens der 
betreffenden Vertragsparteien erbracht wird, in welchem 
Fall die Bestimmungen von Ziffer 7 Anwendung finden, 
jedoch mit der Einschränkung, daß alle auf Grund eines 


(b) The Insured shall, subject to the concurrence of 
the original Insurer, be entitled to retransfer the 
contract to the original Insurer as from the date 
of the Insured formulating a demand to that effect. 


(c) Appropriate premium shall be payable in respect 
of any period unexpired as at the date of the 
transfer or Reinsurance or retransfer of the 
original Insurance by the party relieved of 
liabiiily to the party which assumes the liability 
during such unexpired period. 


7. Treaties and Contracts of Reinsurance (save as 
hereinafter expressly provided) shall be deemed to have 
been determined as at the date the parties became ene- 
mies; all cessions thereunder shall be cancelled with 
effect from that date and the Reinsurer relieved of all 
liability for losses occurring on or after that date, except 
as provided hereunder. 


Provided always that cessions in respect of voyage 
risks which had attached under a Treaty or Contract of 
Marine Reinsurance shall be deemed to have remained 
in full effect until their natural expiry in accordance with 
the terms and conditions on which the risk had been 
ceded. 

8. Subject to any specific provisions in the Treaty or 
Contract of Reinsurance, or in default of agreement 
between the parties as to the manner of accounting, the 
Reinsurer shall take credit for all earned premium and 
give credit for all unearned premium on a pro rata tem- 
poris basis. 


9. Contracts of Excess of Löss Reinsurance (other than 
those on an "Excess of Löss Ratio" basis) shall be deemed 
to have been determined as at the date the parties 
became enemies. Premiums, including minimum premiums, 
shall be adjusted on a pro rate temporis basis; insofar 
as the Contract provided for the Reinsured's original 
premium income to be the basis of adjustment, the 
original premium income in respect of the period preced- 
ing the date when the Parties became enemies shall be 
taken. 

Contracts of Excess of Löss Reinsurance on an "Excess 
of Löss Ratio" basis shall be deemed not to have come 
into existence and any moneys paid thereunder shall 
be returnable. Provided always that such contracts issued 
to cover crops against Hailstorm shall, if the initial pre- 
mium was paid at the due time and before the parties 
became enemies, be deemed to have remained in full 
effect throughout the entire duration of the 1939 hail 
season, except that any losses which occurred on or after 
September 3rd 1939, shall not be brought into account 
for the purpose of any calculation thereunder. 


Pro Rata Treaties issued to cover crops against Hail- 
storm shall be deemed not to have come into existence, 
unless satisfactory evidence is produced of a definite 
offer and a definite acceptance by the respective parties 
in which case the provisions of Clause 7 above shall 
apply thereto except that all premiums thereunder for 
the 1939 hail season shall be deemed to have been fully 
earned by the Reinsurer. 
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solchen Vertrags für die Hagelsaison 1939 gezahlten Prä- 
mien als voll vom Rückversicherer verdient angesehen 
werden. 

10. Fakultative Spezialrückversicherungsverträge, bei 
welchen 

(a) die Risikoübernahme wirksam geworden war, 
bevor die Vertragsparteien Feinde wurden, und 

(b) alle als Prämie oder Entgelt für das Wirksam- 
werden oder Wirksambleiben der Rückversi- 
cherung geschuldeten Gelder gezahlt oder in 
üblicher Weise verrechnet worden waren, 

werden als bis zu dem Tage, an welchem die Vertrags- 
parteien Feinde wurden, voll wirksam und als von die- 
sem Tag an beendigt angesehen. Der Rückversicherer haf- 
tet für alle vor diesem Tag eingetretenen, auf Grund des 
Vertrages zu ersetzenden Schäden und ist von jeder 
Haftung für an oder nach diesem Tag eingetretene Schä- 
den befreit. Im Verhältnis der in Betracht kommenden 
Zeit werden verdiente Prämien dem Rückversicherer und 
nicht verdiente Prämien vom Rückversicherer gutgebracht. 

Dies gilt mit der Maßgabe, daß solche fakultativen 
Rückversicherungen, welche für Reiseversicherungen ge- 
nommen wurden, bis zu ihrem natürlichen Ablauf gemäß 
den Bedingungen der Rückversicherung voll wirksam 
bleiben. 

Und mit dem weiteren Vorbehalt, daß eine fakultative 
Rückversicherung in bezug auf die unter Ziffer 2, 3 oder 
4 genannten Versicherungsverträge gemäß den darin für 
solche Verträge enthaltenen Bestimmungen als in Kraft 
geblieben angesehen wird. 

11. Andere als die in Ziffer 10 behandelten fakultativen 
Spezialrückversicherungsverträge werden als nicht zu- 
stande gekommen angesehen und alle auf Grund solcher 
Verträge gezahlten Gelder sind zurückzuerstatten. 

12. Spezialrückversicherungsverträge, die freiwillig, be- 
vor die Vertragsparteien Feinde wurden, zu dem Zweck 
geschlossen wurden, den ursprünglichen Versicherer von 
Verpflichtungen in dem betreffenden Gebiet für den Fall 
zu befreien, daß die Vertragsparteien Feinde würden, 
gelten nicht als beendet, sondern werden als Rückver- 
sicherung im Sinne von Ziffer 6 (a) angesehen. 

13. Zwischen den Vertragsparteien erfolgt eine Berich- 
tigung der Konten; zwecks Feststellung des sich ergeben- 
den Saldos werden in die Konten alle Salden (einschließ- 
lich einer vereinbarten Rückstellung für möglicherweise 
noch ausstehende Verluste) und alle Geldbeträge auf- 
genommen, die eine Vertragspartei der anderen auf 
Grund aller Generalrückversicherungs- und Spezialrück- 
versicherungsverträge schuldet oder die auf Grund einer 
der vorstehenden Bestimmungen zurückzuerstatten sind. 

Bezüglich möglicherweise ausstehender Verluste im Zu- 
sammenhang mit Generalrückversicherungs- und Spezial- 
rückversicherungsverträgen ist nachträglich abzurechnen. 

14. Durch Versicherungsverträge sowie Generalrück- 
versicherungs- und Spezialrückversicherungsverträge gel- 
ten Schäden oder Ansprüche, die auf Kriegshandlungen 
der Macht, deren Staatsangehöriger eine der Vertrags- 
parteien war, oder mit dieser Macht verbündeter oder 
assoziierter Mächte zurückzuführen sind, sowie bei Reise- 
Seeversicherungsrisiken Verluste oder Ansprüche, die 
direkt oder indirekt darauf zurückzuführen sind, daß der 
Kapitän des Schiffes an oder nach dem 15. August 1939 
in Befolgung von als Kriegsmaßnahmen erlassenen Be- 
fehlen der Regierung der Macht, deren Staatsangehöriger 
die versicherte Vertragspartei war, seine Fahrt ver- 
zögerte, unterbrach oder seinen Kurs änderte, als nicht 
gedeckt. 


10. Contracts of Facultative Reinsurance in respect of 
which 

(a) the risk hat attached before the parties became 
enemies, and 

(b) all moneys owed by way of premium or con- 
sideration for effecting or keeping effective the 
Reinsurance had been paid or set off in the 
customary manner, 

shall be deemed to have remained in full effect until the 
date at which the parties became enemies and to have 
been determined on that date. The Reinsurer shall respond 
for losses recoverable under the contract which occurred 
before that date and shall be relieved of all liability for 
losses which occurred on or after that date. The Rein- 
surer shall take credit for earned premium and give 
credit for unearned premium on a pro rata temporis basis. 

Provided that such Facultative Reinsurance in respect 
of voyage policies shall be deemed to have remained in 
full effect until their natural expiry in accordance with 
the terms and conditions on which the risk had been 
ceded. 

Provided further that a Facultative Reinsurance in 
respect of any Contract of Insurance dealt with in 
Clauses 2, 3 or 4 above shall be deemed to have remained 
in force as provided for in those Clauses in relation to 
that contract. 

11. Contracts of Facultative Reinsurance, other than 
those dealt with in the preceding, clause, shall be deemed 
not to have come into existence and any moneys paid 
thereunder shall be returnable. 

12. Contracts of Reinsurance voluntarily effected before 
the parties became enemies, with the object of relieving 
the original Insurer of liabilities in the territory con- 
cerned in the event of the parties becoming enemies 
shall not be deemed to have been determined but shall 
be regarded as Reinsurance within the meaning of 
clause (6) (a) above. 

13. There shall be an adjustment of accounts between 
the parties, and in Order to establish a resulting balance 
there shall be brought into the accounts all balances 
(which shall include an agreed reserve for losses still 
outstanding), and all moneys which may be due from one 
party to the other under all Treaties and Contracts of 
Reinsurance or which may be returnable by virtue of 
any of the foregoing provisions. 

Supplementary accounts shall be rendered in respect 
of outstanding losses in connection with Treaties and 
Contracts of Reinsurance. 

14. Contracts of Insurance, and Treaties and Contracts 
of Reinsurance, shall be deemed not to cover losses or 
Claims due to belligerent action by either Power of which 
any of the parties was a national or by the Allies or 
Associates of such Power nor, in respect of voyage risks, 
losses or Claims directly or indirectly due to compliance 
on or after the 15th August, 1939 by the Master of the 
vessel with Orders given in furtherance of war policy 
by the Government of the Power of which the insured 
party was a national to delay, interrupt, or change the 
course of the voyage. 
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15. Keine der Vertragsparteien hat Zinsen wegen 
irgendeiner Verzögerung zu zahlen, die dadurch, daß die 
Vertragsparteien Feinde wurden, in der Begleichung von 
Prämien, Schäden oder Rechnungssalden eingetreten ist 
oder noch eintritt. 

16. Die Vertragsparteien haften nicht für Schäden in- 
soweit, als die Haftung für derartige Schäden, nachdem 
die Vertragsparteien Feinde geworden waren, durch 
Änderung der Vertragsbedingungen oder ihrer Anwen- 
dung entgegen der ursprünglichen Absicht im Wege der 
Gesetzgebung, eines Verwaltungsakts oder gerichtlicher 
Entscheidung umgestaltet wurde. 

17. Keine nach Kriegsausbruch in Deutschland von 
einer der Vertragsparteien zur Erfüllung von Versiche- 
rungs- oder fakultativen Rückversicherungsverträgen vor- 
genommene Handlung wird durch irgendeine Bestimmung 
dieses Abkommens rechtsunwirksam; ausgenommen sind 
die Vorschriften der Ziffern 14 und 16. 

Versicherung und Rückversicherung (Lebensversicherung) 

18. Verträge über Lebensversicherung (und über fakul- 
tative Rückversicherung von Lebensrisiken) werden als 
durch den Kriegsausbruch oder durch die Tatsache, daß 
die Vertragsparteien Feinde wurden, nicht aufgelöst an- 
gesehen; bei der Feststellung der Verpflichtungen der 
Vertragsparteien werden, soweit die Vertragsparteien 
nichts anderes vereinbaren, alle Vertragsbedingungen 
als voll in Kraft befindlich angesehen 

19. Versicherer haften nicht füi Ansprüche insoweit, 
als die Haftung für derartige Ansprüche, nachdem die 
Vertragsparteien Feinde geworden waren, durch Ände- 
rung der Vertragsbedingungen oder ihrer Anwendung 
entgegen der ursprünglichen Absicht im Wege der Gesetz- 
gebung, eines Verwaltungsakts oder gerichtlicher Ent- 
scheidung umgestaltet wurde. 

20. Generalrückversicherungsverträge zwischen Ver- 
tragsparteien, die in der Folge Feinde wurden, werden 
als an dem Tag, an welchem die Vertragsparteien Feinde 
wurden, beendigt angesehen. 


TEIL II 

Versicherungsverträge sowie Spezial- 
rückversicherungs- und Generalrückversicherungs- 
verträge, die beendigt waren, bevor die 
Vertragsparteien Feinde wurden 

Versicherung und Rückversicherung 
(außer Lebensversicherung) 

Keine der Vertragsparteien hat Zinsen wegen irgend- 
einer Verzögerung zu zahlen, die dadurch, daß die Ver- 
tragsparteien Feinde wurden, in der Begleichung von 
Prämien, Schäden oder Rechnungssalden eingetreten ist 
oder noch eintritt. 


15. No interest shall be payable by any of the parties 
for any delay which, owing to the parties having become 
enemies, has occurred or may occur m the Settlement 
of premiums, Claims or balances of account. 

16. The parties shall not be liable for Claims insofar as 
liability for such Claims shall since the parties became 
enemies have been adversely affected by any modifica- 
tion or application of the terms of the contract contrary 
to its original intention whether by enactment, ad- 
ministrative action or Court decision. 

17. Except as provided in Clauses 14 and 16, nothing 
in this Agreement shall nullify anything done in Ger- 
many after the outbreak of war by any of the parties 
in performance of Contracts of Insurance or of Facul- 
tative Reinsurance. 


Insurance and Reinsurance (Life Clauses) 

18. Contracts of Life Insurance (and of Facultative 
Reinsurance of Life risks) shall be deemed not to have 
been dissolved by the outbreak of war or by the fact of 
the parties becoming enemies, and in determining the 
obligations of the parties all the terms of the contracts 
shall, except where the parties mutually agree, be re- 
garded as being in full force. 

19. Insurers shall not be liable for Claims insofar as 
liability for such Claims shall since the parties became 
enemies have been adversely affected by any modifica- 
tion or application of the terms of the contract contrary 
to its original intention, whether by enactment, adminis- 
trative action or Court decision. 

20. Treaties of Reinsurance between parties who 
subsequently became enemies shall be deemed to have 
been determined as at the date the parties became ene- 
mies. 


PART II 

Contracts o! Insurance and Contracts and Treaties 
o! Reinsurance which had Terminated before the 
Parties Became Enemies 


Insurance and Reinsurance (Other than Life) 

No interest shall be payable by any of the parties for 
any delay which, owing to the parties having become 
enemies, has occurred or may occur in the settlement 
of premiums, Claims or balances of account. 
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Denkschrift 


Allgemeiner Teil 

Im Jahre 1951 haben auf britische Initiative Ver- 
handlungen zwischen Bevollmächtigten der deut- 
schen und britischen Versicherungswirtschaft be- 
gonnen mit dem Ziel, eine private Vereinbarung 
über die Regelung von Forderungen und Verbind- 
lichkeiten aus Vorkriegsversicherungsverhältnissen 
abzuschließen. Diese Verhandlungen wurden im 
Mai 1957 durch eine von Bevollmächtigten beider 
Seiten getroffene Vereinbarung abgeschlossen. 

Die Vereinbarung hält sich im Rahmen der nach Ar- 
tikel 23 des Londoner Schuldenabkommens in Ver- 
bindung mit Artikel 30 Abs. 1 der Anlage IV zu 
diesem Abkommen vorgesehenen bilateralen Ver- 
einbarungen und ist als eine solche Vereinbarung 
zu bewerten. 

Im Hinblick darauf, daß die Vereinbarung sich nicht 
auf die Regelung von Forderungen und Verpflich- 
tungen deutscher Versicherungsunternehmen be- 
schränkt, sondern auch die Ansprüche der versicher- 
ten deutschen und britischen Staatsangehörigen 
betrifft, erwies sich der Abschluß eines zwischen- 
staatlichen Abkommens als notwendig. 

Diese Notwendigkeit ergab sich auch, weil nach 
britischem Recht die Versicherungsverträge mit 
Ausbruch des Krieges beendet waren und eine Re- 
gelung der sich daraus ergebenden Forderungen und 
Verbindlichkeiten ohne Gesetzesakt nicht möglich 
wäre. 

Ohne das getroffene Abkommen würden deutsche 
Gläubiger ihre versicherungsrechtlichen Ansprüche 
aus der Zeit vor dem 3. 9. 1939 gegen britische 
Schuldner auf Grund der britischen Kriegsgesetz- 
gebung endgültig verlieren. Andererseits müssen 
die deutschen versicherungsrechtlichen Verbindlich- 
keiten aus der Zeit vor dem 3. 9. 1939 — ebenso 
wie alle anderen privaten und öffentlichen deut- 
schen Vorkriegsschulden — im Rahmen des Lon- 
doner Schuldenabkommens beglichen werden. 


Ein erheblicher Teil der nunmehr erfüllbaren Forde- 
rungen steht deutschen Versicherungsunternehmen 
zu. Das Freiwerden dieses Teiles der versicherungs- 
rechtlichen Ansprüche gegen britische Schuldner 
führt zu einer Verminderung der Ausgleichsforde- 
rungen und damit zu einer Entlastung der öffent- 
lichen Hand. 

Besonderer Teil 

a) zu den einzelnen Bestimmungen des 
zwischenstaatlichen Abkommens 

Artikel I und II des zwischenstaatlichen Abkom- 
mens bestimmen den Anwendungsbereich; Ar- 
tikel III gibt einige notwendige Begriffsbestim- 
mungen; Artikel IV verweist auf die zwischen 
den Versicherungswirtschaften beider Länder 
getroffene Vereinbarung? Artikel V schließt 
eine Rückforderung bereits an den Treuhänder 
für Feindvermögen geleisteter Zahlungen aus; 
Artikel VI läßt eine Ausdehnung des örtlichen 
Geltungsbereichs des Abkommens zu; Artikel 
VIII behandelt die Anwendung des zwischen- 
staatlichen Abkommens im Land Berlin. 

b) zum Anhang 

Teil I der dem zwischenstaatlichen Abkommen 
als Anlage beigefügten zweiseitigen Vereinba- 
rung behandelt Versicherungsverträge sowie 
Spezialrückversicherungs- und Generalrückver- 
sicherungsverträge, die am 3. September 1939 
noch nicht erfüllt waren. Er enthält die zur Fest- 
stellung der bestehenden Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten erforderlichen Abmachungen über 
den räumlichen, zeitlichen und sachlichen Gel- 
tungsbereich. Teil II bestimmt für die bis zum 
3. September 1939 erfüllten Versicherungsver- 
träge lediglich, daß Zinsen insoweit nicht ge- 
schuldet werden, als eine Verzögerung der 
Leistungen durch den Ausbruch des Krieges her- 
beigeführt wurde. 
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